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An Sachſchaden gutgemacht werde, ſondern auch der PerKeueſte Tagesnachrichten ſonenſchaden. Ciemencean merkte nicht, daß alle Bundes- Der Steuerzahlungswirrwarr
die x In Kiel und Wilhelmshaven iſt die Uebernahme r n m un We Die Frage des Abzugs von 10 Prozent des
der es Dienſtes durch die vor e wehrminitter beſtimmten Offi- Kriegspen ſionen auf Deutſchland abzuwäl- Arbeitslohnes als vorläufige Einkommen-

lich- iere geſtern p lanmahtg erjolg- s en. Es entging Clemenceau vollſtändig, daß Deutſchland nie- ſteuer ſteht jetzt im Vordergrund des Jnter-das In Prag fanden tſchechiſche Kundgebungen mals eine derartige Schuld abtragen könnte, aber Lloyd George eſfes großer Kreiſe. Ueber den „Wirrwarr
In Jwiſhen Uebergriffe in Ober durchſchaute die Sachlage vom engliſchen Standpunkte aus und bei der teuerzahlung leſen wir im „Lokal-n die t griff ließ ſeinerſeits den Wilſonſchen Grundſatz fallen, nachdem Anzeiger“ folgende bemerkenswerte Aus-ſhleſien ſta Frankreich, deſſen Intereſſen er in erſter Linie wahren wollte, führungen:I ihn bekämpfte. Dieſe Geſchichte beweiſt, daß ein Staatsmann, Das Reich fürchtet die Steuerſcheu. Nicht ohnex Die Moskauer Räteregierung hat den Vor-

ſchl a Finnlands auf Einleitung von Friedensver-ar fungen in Dorpat am 10. Juni angenommen.

x Die Japaner haben ſich bereit erklärt, ihre Truppen
en der Schantungbahn zurückzuziehen.

WSYIITFCO SGOCOC,GGG
Bzürgerliche Wahlerfolge in Gotha

Starke Verluſte der Demokraten und Moehrheitsſozialiſten.
Gotha, 31. Mai.

Die geſtrigen Landtagswahlen zeigen einen erheb-
ſchen Zuwachs an Stimmen für die rechtsſtehenden
erteien und einen ſtarken Verluſt für Demokraten
ind Sozialdemokraten beider Schattkerungen.
ch dem nunmehr vollſtändig vorliegenden Wahlergebnis er-
ſelten die Deutſche Volkspartei 12686, die Deutſch
tionale Volkspart e i 4217, der Bauernbund 21 412,

Il e Demokraten 7625, die Mehrheitsſozialiſten 3925 und dieJ h abhängigen 37 899 Stimmen. Bei der vorigen Wahl hatten
Z. Iet e Unabhängigen 43 126, die Mehrheitsſozialiſten 7796, die

Jentütenbe demokraten 18 100 und die Rechtsſtehenden, einſchließlich
z uernbund, 16 414 Stimmen. Es liegt alſo ein ſtarker Verluſt

Hochut r Sozialdemokraten und Demokraten vor, welcher zum Teil

rgen zum I. auf zurückzuführen ſein dürfte, daß diesmal der Bauernbund
d htzeitig mit einer eigenen Liſte hervortrat und ſo den linksleſe enden Parteien viel Stimmen abgewonnen hat, welche bei

e a vorigen Wahl unter dem Eindruck des verlorenen Krieges
Paul be t Linken zufielen. Darüber hinaus machte ſich aber bei den
ger Titel rheitern ein ſtarkes Abrücken von den Unabhängigen

RM werkbar, ſo verloren ſie z. B. in dem ſtark radikalen Jnduſtrie-

en ZellaMehblis 1130 Stimmen. An Mandaten
hiag den 1 rhielten die einzelnen Parteien Deutſche Volkspartei 8 (im

Ende tielten die einzelnen Parteien Deutſche Volkspartei 1 (im vori-
s Heiſf en Jahre ebenfolls 3), Deutſchnationale Volkspartei 1 (im vorigen

rein vorigen 4), Mehrheitsſozialiſten O (im vorigen 1), Unab-
P ſingige 9 (im vorigen 10). Den 9 Abgeordneten der Rechts

teien ſtehen heute 9 Unabhängige gegenüber, zwiſchen welchen
t eine Demokrat Profeſſor Hermann Anders- Krüger den Aus-
ſag geben wird. Die Beteiligung an der Wahl war bis zu
Prozent.

Der Gothaer Landtag hat im Revolulionsjahre und nachher
iel von ſich reden gemacht. Er war das abſchreckende Beiſpielu gür, daß es in einem Staat drunter und drüber geht, wenn
e Herren Unabhängigen das Ruder in der Hand haben. An
n parlamentariſches Syſtem ſcherten ſie ſich nicht. Sie hatten

e Nehrheit im Hauſe, und vergewaltigten die anderen Par
ien auf das ſchlimmſte. Es iſt ja noch bekannt, wie ſie das
bolksſchulweſen „reformierten“, wie ſie das Vermögen und den
eſtz des Großherzogs „einzogen“ und wie ſie ſich ſtets in
egenſatz zu ſetzen wußten, zu Recht und Ordnung. Gotha hat
n ſchümmes Jahr hinter ſich. Die Früchte dieſer Sozialiſten
itſchaft zeigen ſich bei dieſen Wahlen. Der Bürger hat es
t ſich von einer Minderheit terroriſieren zu laſſen, die über
l wo anders hingehört, als auf die Seſſel der Miniſter. Für

rungen n kommenden W im Reiche iſt das ein gutes Zeichen.
b iſt kaum mehr n zu zweifeln, daß das deutſche Bürger

olgte m zur Beſinnung gekommen iſt. Die Abſage an die Demo
erung ten in Gotha, die dort nur einen einzigen Sitz verbuchen
e nten, iſt die Rechnung für ihre ſchädliche Politik und ihren

e

Frankreich und der Friedensvertrag

9 b. Genf, 31. Mai.In der franzöſiſchen Preſſe liegen ausführliche Berichte und
ſchiedene Mitteilungen über die letzte Kammerſitzung vor, die

Frage der endgültigen Feſtſetzung der deut
en Kriegsſchulden gewidmet war. Der Miniſters dent Millerand hat in ſeiner Erwiderung auf die An-

tffe der Freunde Clemeneaus eine offene Kritik des Verſailler
ttages vermieden, aber feſtgeſtellt, Frankreich werde wahr-

M. R uübih niemals einen Centimes erhalten, wenn es ſich an den
tllaut des Friedensvertrages klammern wollte. Der

ener Progres“ faßt das Ergebnis der Ausſprache über die
ſehung der endgültigen Summe zuſammen, indem er feſt

daß Clemenceau Frankreich ſelbſt einen ſehr ſchlechten
ienſt erwies, als er ſich während der Friedensverhandlungen

ich rig bemühte, die 14 Friedenspunkte Wilſonst v dal zu bringen. Wilſon ſo führt das Blatt aus, ſtellte
J o Grundſatz auf, daß die Sieger nur Anſpruch auf Erſatz des

sart Sihen Kriegsſchadens haben ſollen. Hätte Clemenceau dieſen
arfsar ihtsbunkt angenommen, ſo hätte nur Frankreich mit Belgien

euſtra h eßlich Anſpruch auf Entſchädigung gehabt. Die franzön R Wünſche hätten in Uebereinſtimmung gebracht werden
ten mit der Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands. Clemenceau
jedoch Widerſpruch gegen dieſe von Die vorgeſchlagene

e üränkende Form erhoben. Er verlangte, daß nicht nur der

der alle Eigenſchaften beſitzt, um einen Krieg zum ſiegreichen
Abſchluß zu bringen, jämmerlich verſagen kann bei der finan-
sziellen Regelung des Sieges.
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h. Baſel, 31. Mai.
Der „Matin“ meldet über die Vorbereitungen der inter

nationalen Anleihe für Deutſchland daßDeutſchland Sicherheiten und Pfänder zu geben habe. Deutſch
land werde die Anleihe nicht für Zwecke verwenden dürfen, die
von den Alliierten nicht gebilligt werden und auch nicht für
die mit Verluſt arbeitenden Betriebe des Reiches, auch nicht für
Zuſchüſſe zum allgemeinen Staatshaushalt.

h. London, 31. Mai.
Ueber die Abrüſtungsvorſchläge des Völker-

bundes verlautet, daß für alle Mächte Sondervorſchläge ge-
macht werden ſollen, die der ſtrategiſchen Lage des betreffenden
Landes und ſetner Umgebung Rechnung tragen.

Poſens Uebergang an Polen
W. Breslau, 31. Mai.

Wie oberſchleſiſche Blätter melden, wird am 1. Juni die end
gültige Vereinigung der Polen angegliederten Teile der
Provinz Poſen mit Kongreßpolen und Galizien
erfolgen. Damit ſind die Hoffnungen der Poſener, in Anbetracht
ihrer beſonderen kulturellen Verhältniſſe eine gewiſſe Auto-
nomie innerhalb des polniſchen Staates zu behalten, end
gültig geſcheitert.

heftige Kämpfe der Bolſchewiſten
w. Prag, 31. Mai.

Dem Moskauer Kriegsbericht vom 30. Mai zufolge kämpf-
ten die roten Truppen öſtlich von Wilna noch immer auf der
Linie Vizi-Kriwitſche an der Bahn Polozk--Warſchau
bis zum Pelikſee. An der Bereſing dagegen ſcheinen vor Minsk
die roten Truppen bei der Mündung der Ufa in die Bereſina
an das linke Ufer der Bevreſing geworfen zu ſein. Am öſtlichen
Kiewer Brückenkopf keine Aenderungen. Südlich Kiew, nord-
weſtlich Tarſchtſcha, meldet der Moskauer Bericht mit friſchen
Kräften unternommene heftige polniſche Gegenan-
griffe. Der linke Flügel der roten Front ſcheint bereits bis
30 Werſt ſüdöſtlich von der Station Wapnarka an der Bahn
Proskurow-- Odeſſa vorgedrungen zu ſein.

Demſelben Funkentelegramm zufolge hat Tſchitſcherin bei
der öſterreichiſchen Regierung gegen die Lieferung von Kriegs
material an Polen proteſtiert und mit Repreſſalien ge-

droht. Desgleichen hat Tſchitſcherin auch bei der tſchecho-ſlowaki-
ſchen Regierung gegen die Durchfuhr von öſterreichiſchem
Kriegsmaterial nach Polen Proteſt erhoben.

Tſchitſcherin notlifiziert? der Regierung von Werchne
Udinsk deren Anerkennung durch die Räteregie-
rung und die Bereitſchaft, mit ihr in Beziehungen zu treten.
Die Oſt aſiatiſche Republik iſt ein Pufferſtaat und
umfaßt alle Gebiete öſtlich des Baikalſees bis Kamtſchatka.

Der „oſtpreußiſche Rechtsputſch“
Die angeblichen Wühlereien rechtsſtehender Kreiſe in Oſt

preußen, die nach Anſicht der Unabhängigen auf einen großen
Putſch gegen die beſtehenden Gewalten abzielten, hatten einen
Vertreter der unabhängigen Preſſe, den vielgenannten Herrn
Oehme, veranlaßt, die Staatsregierung zu bitten, an Ort
und Stelle den furchtbaren Dingen auf den Grund gehen zu
dürfen. Herr Oehme erhielt denn auch vom Staatskommiſſar
Dr. Weismann wunſchgemäß ein Empfehlungsſchreiben, mit dem
er ſich nach Königsberg zum Staatskommiſſar Bo
rowsky begab. Dieſer Herr gewährte ihm bereitwilligſt eine
lange Unterredung über die Lage in Oſtpreußen, wie ſie ſich in
ſeinen Augen darſtellt. Herr Oehme hat von der Schilderung
einen ſolchen Gebrauch gemacht, daß der Staatskommiſſar
Borowsky nach der Lektüre des Berichtes über dieſe Unterredung
ſofort die Feſtnahme des Oehme verfügte, der nahezu
alle Angaben des Staatskommiſſars in das Gegenteil
verkehrt hatte. Natürlich ganz ſo, wie es in den Rahmen der
Wahlagitation der Unabhängigen gegen die putſchſüchtige
Rechte paßt. Jnsbeſondere legt Herr Borowsky Wert darauf,
zu betonen, daß er nicht erklärt habe, er befürchte täglich den
Ausbruch eines Rechtsputſches, daß er ferner nicht auf den
Gütern Maſchinengewehre beſchlagnahmt habe,
daß er ferner nicht behauptet habe, die Sicherheitspolizei reiche
nicht aus, und die Ortswehr verhalte ſich zweifelhaft uſw. Mit
anderen Worten: Die Unabhängigen ſchrecken vor keinem Mittel,
ſelbſt dem der bewu ßten Lüge zurück, wenn es gilt, den
politiſchen Gegnern etwas am Zeuge zu flicken.

Die 772 von Leib und Leben und Eigen-
tum der mecklenburgiſchen Gutsbeſitzer hat nachWeſen zuverläſſigen Nachrichten, die in Berlin einge-
laufen ſind, einen ſo ernſten Umfang angenommen, daß
bereits viele Gutsbeſitzer mit ihren Familien ernſthaft auf eine
Flucht bedacht ſind oder ſogar ihre Güter verlaſſen haben. Es
iſt Pflicht der Regierung, ſich hier nicht durch neue Unterlaſſungs-
ſünden wie im Ruhrgebiet oder im Vogtland zu belaſten.

Grund bei der Grundſatzloſigkeit ſeiner Steuermacherei.
Um die Drückeberger wenigſtens mit dem Mindeſtſatze der
Einkommenſteuer zu erfaſſen, hat es deſſen Erhebung den
Arbeitgeber aufgebürdet. Ohne Entſchädigung, verſteht ſich.
Eine erhebliche Sonderſteuer.

Der Arbeitgeber, im weiteſten Sinne des Wortes, hat
ſeinem Bedienſteten 10 Prozent des dieſen gezahlten Arbeits-
entgeltes einzubehalten, die pflegebedürftige alte Dame ſo-
wohl ihrer Dienſtmagd, der Fabrikant ſeinen Arbeitern wie
die Stadt ihrem Bürgermeiſter und das Reich ſeinem Reichs-
kanzler. Gehälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Grati-
fikationen kommen ebenſo nur um 10 v. H. gekürzt in die
Hand ihrer Empfänger wie die Wartegelder, Ruhegehälter,
Witwen und Waiſenpenſionen und andere Bezüge oder geld-
werte Vorteile für frühere Dienſtleiſtung oder Berufstätig-
keit. Der Wert der Natural- und Sachbezüge iſt dabei regel
mäßig mit dem Betrag anzurgchnen, der ſich aus den Lohn-
tarifvereinbarungen ergibt. Für dieſe einbehaltenen 10 v. H.,
die auf volle Mark nach unten abzurunden ſind, hat nun der
Arbeitgeber in eine Steuerkarte in ähnlicher Weiſe Steuer
marken einzukleben und zu entwerten, wie er das bei der
Zwangsverſicherung bereits hat üben müſſen. Die Steuer-
karte muß ſich der Arbeitnehmer für das Steuerjahr 1920
von der Steuerbehörde ſeines Wohn oder Beſchäftigungs-
ortes ausſtellen laſſen. Fiskus berechnet wie großmütig

dafür nichts. Er kommt noch weiter entgegen: der
Arbeitgeber darf auch beantragen, ſtatt des „Klebens“ den
einbehaltenen Lohnabzug dem Finanzamt durch Ueber-
weiſung auf Poſtſcheck- oder Bankkonto übermitteln zu
wollen. Der Arbeitnehmer erhält in dieſem Falle eine Be
ſcheinigung.

Hat der Arbeitnehmer noch keine Steuerkarte, ſo be-
wahrt ſein Brotherr die Steuermarken vorläufig auf. Dieſe
bekommt man bei den Poſtanſtalten.

Das Verfahren ſieht für den Fiskus einfach genug
aus. Es hat aber einen böſen Haken. Dieſe 10 v. H. ſtellen
nämlich nicht den wirklichen Steuerbetrag dar oder doch nur
in ſeltenen Fällen, ſondern bedeuten nur eine vorläufige
Abſchlagszahlung.

Steuerpflichtig ift der den Betrag von 1500 Mk. über-
ſteigende Teil des ſteuerbaren Einkommens. Auch dieſe
Grenze iſt fließend. Je nach der Zahl der Unterhaltsberech-
tigten oder zum Haushalt gehörigen Perſonen erhöht ſich der
ſteuerfreie Betrag immer um 500 Mk. für die erſte und um
weitere 200 Mk. für die ferneren Perſonen dann, wenn der
Steuerpflichtige nicht mehr als 10 000 Mk. Einkommen hat.

10. v. H. iſt nun der Steuerbetrag nur für die erſten
angefangenen oder vollen 1000 Mark des ſteuerpflichtigen
Einkommens, für die nächſten 1000 Mark iſt er bereits
11 Prozent, für die übernächſten 12 Prozent und ſo fort.

Mulit dieſen 10 v. H., die ihm abgezogen werden, ent
richtet der Steuerpflichtige alſo entweder zu viel oder aber
zu wenig. Jm erſten Falle erhält er eine Beſcheinigung
über den nicht verbrauchten Wert der Steuermarken, die bei
der nächſten Steuerzahlung angerechnet werden. Bleibt dieſe
vorausſichtlich das ganze Jahr unter 10 v. H., kann auch die
Barrückzahlung beantragt werden. Jm anderen Falle muß
Dhlen fehlenden Betrag in bar oder Ueberweiſung yach-
zahlen.

Jn beiden Fällen bleibt ihm nichts anderes übrig, als
ſich perſönlich mit der Steuerkarte und den Marken zur
Steuerkaſſe zu begeben, während er bisher ſich des Poſtſchecks
oder ſeines Bankkontos bediente. Bei den jetzigen Kaſſen-
ſtunden für viele, namentlich Junggeſellen, beinahe eine Un-
möglichkeit. Die Auseinanderrechnerei wird die vorhandenen
Steuerbeamten ſo überlaſten, daß man wird halbe Arbeits-
tage opfern müſſen, um ſeine Steuer anzubringen. Es ſei
denn, daß zwei Schichten auf den Steuerämtern eingeführt
werden. Die Finanzämter ſind bekanntlich erſt im Aufbau
begriffen.

Weitere Unklarheiten ergeben ſich aus der Vermiſchung
der neuen Sätze und der neuen Form mit den alten landes-
rechtlichen Beſtimmungen.

Die endgültige Veranlagung des Einkommens des
Jahres 1920 erfolgt, wie übrigens früher ja auch, erſt nach
Ablauf des Kalenderjahres 1920. Nach der endgültigen Ver-
anlagung erfolgt die endgültige Erhebung. Um aber bis
dahin ſchon eine möglichſt große Steuerſumme aufweiſen zu

können, nimmt man jetzt die vorläufige Erhebung vor. Man
iſt dadurch genötigt, drei Kreiſe von Steuerpflichtigen zuten Hutaen 6Der Fiskus legt den neuen Steuertarif zugrunde und

wendet ihn auf das bei der letzten Veranlagung zur Staats
einkommenſteuer feſtgeſtellte Einkommen an. Jn die erſte
Gruppe der Steuerpflichtigen geraten nun diejenigen, die
danach eine höhere Steuer entrichten müſſen, als ſie bisher
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nun Skaaks- und Gemeindeeinkommenſteuer haben
müſſen. Sie erhalten ein Steuerfeſtſetzungsſchreiben.

Die zweite Gruppe hat lediglich die Vorjahr ent
richteten Staats- und Gemeindeeinkommenſteuer weiter zu
entrichten (von einem „weniger“ iſt keine Rede), und ſie wer
den dazu durch ein Anforderungsſchreiben vom Finanzamt
aufgefordert.
Die dritte Gruppe bilden die unglücklichen Gehalts und
hnempfänger, deren Leidensweg wir bereits geſchildert
ben. Sie erhalten keine Aufforderungen zur vorläufigen

Entrichtung der Einkommenſteuer zugeſchickt, wenn der zehn
prozentige Abzug höher als die nach den für die beiden
anderen Gruppen geltenden Grundſätzen zu entrichtende
Steuer iſt. Jſt ſie niedriger, geht ihnen ein Anforderungs
ſchreiben zu.

Aus dieſen 10 Prozent erſieht der Fiskus die Höhe des
einzige Einnahme

zahlen

Arbeitseinkommens. Bei allen, deren
dieſes Gehalt oder dieſer Lohn iſt, kann er danach ſelbſt die
Höhe der Steuer errechnen. Kommen aber noch ſonſtige
Einkünfte aus anderen Quellen in Betracht, ſo iſt die Selbſt
einſchätzung doch nicht zu umgehen. Die Rechnerei beginnt
von neuem.

Wie man die neuen Erhebungsformen auch bekrachten
mag, ſie ſind keine Vereinfachung, ſondern ſie erſchweren und
vermehren dem Steuerpflichtigen, ſeinem Arbeitgeber und
den Steuerkaſſen erheblich die Steuerleiſtung. Und das iſt
nun die neue Erziehung zu der Auffaſſung, daß es eine
Staatspflicht darſtellt, Steuern zu zahlen
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Nicht abzugspflichtig,
alſo nicht dem 10prozentigen Abzug unterworfen ſind: a) Zu
lagen auf Grund der Militärpenſions- und Verſorgungs-
geſetze, b) ſonſtige Verſorgungsgebührniſſe auf Grund einer
im Kriege erlittenen Dienſtbeſchädigung, o) Bezüge aus der
Krankenverſicherung, d) Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen
und Waiſenpenſionen, Bezüge für frühere Dienſtleiſtungen
oder Berufstätigkeit unter 1500 Mark Jahresbetrag.

Die Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſehes über
die Erhebung der Einkommenſteuer durch Abzug von Arbeits
lohn, wobei zwiſchen eigentlichen Löhnen und ſonſtigem Ein
kommen aus Arbeit (Gehälter, Ruhegehälter, Tantiemen,
Gratifikationen uſw.) kein Unterſchied gemacht wird, werden,

nach den „P. P. N.“, vorausſichtlich bereits im Monat Juni
in Kraft treten. Die geſetzliche Beſtimung lautet, daß die
Einbehaltung von 10 Prozent des Arbeitslohnes zu Laſten
des Arbeitnehmers bei der Lohnzahlung zu erfolgen hat.
Auf Grund der Ausführungsbeſtimmungen kann jedoch
zwiſchen dem zuſtändigen Finanzamt und dem Arbeitgeber
ein längerer Zeitraum für die Abführung der einbehaltenen
Beträge vereinbart werden. Auch in dieſem Falle haftet der
Arbeitgeber für die Einbehaltung und Entrichtung des
Wenersvnaes neben dem Arbeitnehmer als Geſamt-

juldner

Eine 5uchthausvorlage für die Schützer
der Ruhe und Orönung!

Aantlich wird durch das W. T. B. bekanntgegeben:
In der letzten Zeit haben ſich Beſtrebungen bemerkbar ge

macht, die entlaſſenen oder zur Entlaſſung beſtimmten Ange
hörigen der Freikorps oder ähnlicher For
mationen zuſammenzuſchließen, um der Auflöſung Wider-
re zu leiſten oder aufgelöſte Verbände wider zu vereinigen. (7)

m dieſen Vorgängen, welche nicht nur die Ausführung der von
Deutſchland im Friedensvertrag übernommenen Ver
pflichtungen gefährden, ſondern auch zur Beunruhigung
der Bevölkerung führen, tatkräftig begegnen zu können, hat der
Reichspräſident auf Grund des Artikels 48 Abſatz 2 der
Reichsverfaſſung in einer Verordnung vom 30. Mai beſondereMaßnahmen angeordnet. Durch dieſe Perordnung wird die Auf
forderung an frühere oder derzeitige Angehörige der Freikorps
u vereintem Ungehorſam oder gewaltſomem Widerſtand gegen
nordnungen der zuſtändigen Dienſtſtellen, insbeſondere gegen

Anordnungen über Auflöſung, Verringerung und Umgliederung
der beſtehenden Verbänden, oder der Widerſtand gegen ſolche An
ordnunen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei
Vorliegen mildernder Umſtände mit Gefängnis beſtraft. Die
gleiche Strafe trifft denjenigen, der es unternimmt, ohne Ge
nehmigung der e Stelle Perſonen zu Verbänden mili
täriſcher oder polizeilicher Art zuſammenzuſchließen, oder wer
an ſolchen Verbänden teilnimmt. Der Reichswehrminiſter iſt
ermächtigt, zur Aburteilung ſolcher Straftaten nach Bedarf
rußerordentliche Gerichte einzuſetzen.

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

51] Von Max Treu- Halle.
Jch begriff jedoch jetzt, daß zu ſolcher Auseinanderſetzung,

wie ſie jetzt in bedrohliche Nähe rückte, eine derbere Natur
beſſer geeignet wäre als ich, und ſo ließ ich Weib und Kind
und Nachmittagsveſper im Stich und lud Herrn Stephan
Bagdor ein, mit mir zum Ortsvorſteher zu kommen, der über
die ſchwebenden Fragen vielleicht beſſer unterrichtet ſei als
ich. „Das hohe Komitat begann Herr Stephan Bagdor
wieder und wollte offenbar weiter verhandeln. Jch aber
ſchnitt ihm das Wort ab und erklärte:

„Sagen Sie das alles dem Ortsvorſteher und vergeſſen
Sie nichts, Herr Kollege! Der Ortsvorſteher iſt ein vor
trefflicher Menſch, er wird Jhre Wünſche gewiß verſtehen.“

Er brummte etwas zwiſchen den Lippen, folgte mir aber
dann hinüber zu Reiner.

Staunend hörte der mich an. Als ich zu Ende war,
wandte er ſich an Herrn Bagdor:

„Kennen Sie in der ganzen Welt einen Ort, wo die
Menſchen alles, was ſie brauchen, geſchenkt erhalten?“

„Nein!“ ſagte Herr Bagdor, und ich ſah aus dieſer Ant
wort, daß er wenigſtens ehrlich war. e

„Na alſo!“ fiel Reiner ein. „Wie kommen Sie denn
dazu, zu erwarten, daß Beidenburg dieſes Paradies wäre?“

„Das hohe Komitat
„Ach was, das hohe Komitat! Das hohe Komitat ſoll

ebenſo bezahlen, wie wir ſelbſt alles bezahlen müſſen, was
wir brauchen. Von dieſem Geſetz macht in unſerer Gemeinde
niemand eine Ausnahme, auch Sie nicht, Herr Lehrer Bag-
dor, und darum rate ich Jhnen, die Guldennoten hübſch
locker zu machen zu verſchenken haben wir nichts! Aber
überteuert und betrogen werden Sie auch nicht werdenl“

„Aber das hohe Komitat
„Wird ſich“, fiel Reiner unbeirrt ein, „mit unſeren

ortsüblichen Preiſen einverſtanden erklären, wenn Sie ihm
mahrheitsaetreuen Bericht erſtatten.“

„Zuchthaus“! die Strafe, die bisherwar für te Verbrecher, denen man ehrloſe, Geſinnung
nachgewieſen hatte, und außerordentliche Gerichte
des Reichswehrminiſters als „Militärjuſtiz“ bis

ade von den ien der jetzigen Regierung gebrand
markt und verfolgt! drohen den tapferen Leuten, die in
ſchwerſten Kämpfen Ordnung und Ruhe wiederhergeſtellt haben,
wo ſpartakiſtiſcher Jrrſinn gewütet hatte. Dieſe Tapferſten der
Tapferen ſte nun unter Ausnahmegeſetz und werden
mit ente t S bedroht, wenn ſie in Gemeinſchaft mit
einander ſich ein Arbeitsgebiet ſuchen wollen weil die lIöbl.
Regierung Angſt hat vor den etwaigen Folgen ihrer plötzlichen
und ungerechtfertigten Zerſtörung der ten Verbände, denen
ſie mehr als einmal ihr Beſtehen t

Der Schleier der Verlegenheit
oder

Dos i net lach!
Der demokratiſchen Tragikomödie vorletzter Akt!

Der geſamte Vorſtand mußte zuſammenberufen werden.Alle berieten und wurden befragt, ob nicht einer einen Ausweg
wüßte. Man mußte doch der Oeffentlichkeit irgendetwas
ſa um wenigſtens noch das letzte Häuflein bis zum Sonntaga menguhatten, Geſagt werden mußte ſchließlich etwas,

denn ſelbſt ein geſchworene Demokraten fingen an, über
die Wahltaktik ihres wohllöblichen Vorſtandes (Schreiber, Dorn-
blüth) bedenklich den Kopf zu fſrhütteln. Die Sache iſt auch gar
zu blamabel, und das Wort „demokratiſch“ fängt an, allgemach
einen Klang zu bekommen, daß man ſich umwendet, wenn man
es noch irgendwo hört. So iſt es gewiß nicht leicht geworden,
dieſe „Erklärung“ auszuknobeln, die nur für die eigenen Partei
genoſſen beſtimmt iſt, und deshalb auch nur ſehr beſcheidene An
ſprüche an Logik und Glaubwürdigkeit ſtellt. Trotzdem hat die
Geſchichte von Donnerstag bis Montag gedauert, und
die erlauchten Vorſtandsmitglichder mögen ordentlich geſchwitzt
haben, ehe ſie auch nur dieſen außerordentlich dürftigen Schleier
ſg bekamen, der über die Blößen, der demokratiſchen Unter
chriftfälſchung gebreitet werden ſollte. Nun iſt er doch fertig

geworden, und in der geſtrigen „Saalezeitung“ konnte mans
leſen, wie alles kam, und daß der Demokratenverein bei der
Sammlung des Unterſchriften für den Wahlaufruf un nach
ahmlich gewiſſenhaft zu Werke gegangen war. Er will
nämlich an Herrn Obermeiſter Berner folgendes Schreiben
gerichtet haben:

Der Wahlausſchuß unſerer Partei hat beſchloſſen, dem
nächſt einen Wahlaufruf an den Anſchlogſäulen und in den
Zeitungen zu veröffentlichen. Da uns ſehr viel daran liegt,
eine größere Anzahl bekannter Damen und Herren unter den
Wahlaufruf zu ſetzen, bitten wir auch Sie um die Ge-
nehmigung, Jhren Namen mit unter den Aufruf ſetzen zu
dürfen. Sollten wir bis Donnerstag, den 20., nichts
Gegenteiliges von Jhnen hören, nehmen wir an, daß
Sie einverſtanden ſind.

Jhnen im voraus beſtens dankend, zeichnet
mit Parkteigruß

Unterſchrift.
Nun ſage noch einer, der Demokratenverein habe nicht

korrekt gehandelt! Einmal iſt doch die Poſt verpflichtet, wirk
lich abgeſandte Briefe auch richtig zuzuſtellen, und zum
andern hat der Empfänger die verdammte Pflicht, zu antworten,
ſelbſt wenn er längſt nicht mehr Mitglied des Demokratenvereins
iſt Herr Berner ſoll nämlich früher einmal dort Mitglied
geweſen ſein Jetzt dreht ſogar der Demokratenverein den
Spieß um und ſchiebt Herrn Berner die Schuld daran zu, daß
ſein Name unter den Aufruf gekommen ſei, denn er habe nicht
„vorſchriftsmäßig“ ſeinen Austritt aus der Partei erklärt.
Wie, wenn nun Herrn Berners Austrittserklärung ebenfalls
durch die Poſt verloren gegangen wäre? Und wenn er dieſen
Brief nicht geſchrieben hätte, würde er damit nicht gerade ſein
menſchen freundliches Herz bekundet haben, das es aus Mit-
leid mit dem Parteibüro nicht über ſich gewinnen konnte, die
wertvolle Arbeitskraft des Herrn Dornblüth, die ſchon durch
ganze Berge von Austrittserklärungen in Anſpruch genommen
war, nun auch ſeinerſeits noch zu bemühen? Aber ſo peinlich
die Sache für den Demokratenverein auch iſt: einen Triumph
will er doch noch haben. Er verkündet: Un wahr ſei es, daß
das Parteibüro Herrn Berner gebeten habe, der Demokraten-
partei beizutreten; wahr vielmehr ſei, daß der Vorſtand be-
ſchloſſen habe hoffentlich einſtimmig! Herrn Berner aus
der Partei auszuſchließen! Man ſoll erkennen, daß voll
kommene Energieerweichung in ihren Reihen doch noch nicht
herrſche. Aber ſelbſt hiermit wird dieſe Partei nicht mehr Furcht
und Schrecken verbreiten können, und auch dann nicht, wenn das
Parteibüro ſelber von „gefürchteten Demokraten“ ſpricht,
gegen die man „wüſte“ Artikel ſchreibe. Jm Gegenteil weckt das
Parteibüro damit nur unfreiwilligen Humor, der in dieſen
Tagen recht wohl tut. Das vernichtende Urteil über
die Deutſche demokratiſche Partei ſteht
feſt Das Volksgericht am 6. Juni wird es auch ihr ſelbſt
eindrucksvoll genug zum Bewußtſein bringen.

Ob ſolcher Rede fiel Herr Stephan Bagdor wie aus den
Wolken; aber er ſagte, daß er noch heute abend von der
Eigentümlichkeit der Gemeinde Beidenburg, für gelieferte
Bedürfniſſe Bezahlung zu verlangen, dem hohen Komitat
Bericht erſtatten werde.

Und jetzt ſitzt er in ſeinem Zimmer beim Martin Peltz,
wie ich in dem meinen, und wir alle beide ſchreiben, jedoch
mit dem Unterſchied, daß ich mit guter Laune ſchreibe, Herr
Stephan Bagdor aber mit ſchlechter Laune. Denn der gute
Martin Peltz geſtand mir vorhin, daß der neue Lehrer ihn
ſoeben ganz entſetzlich angeſchrien habe.

3. Juli 1866.
Geſtern hat man in der Stadt die Mörder des guten

Haldenbach verurteilt. Der eine, auf dem ſchließlich die
ſchwerſte Schuld ſitzen blieb, hat lebenslänglichen Kerker be-
kommen; zwei andere erhielten drei und vier Jahre.

So hat die irdiſche Gerechtigkeit denn ihres Amtes ge
waltet, aber das arme Weib bleibt deshalb doch Witwe und
die Kinder bleiben Waiſen. Niemand entſchädigt ſie für den
Verluſt des Ernährers, der ihnen in ſo frevler Weiſe ent
riſſen wurde. Kann man es Reiner verdenken, wenn er
geſtern abend, als er aus der Stadt zurückkehrte, wo er als
Zeuge vernommen worden war, in jähem Ungeſtüm auf
brauſte:

„Der Teufel hole das Geſindel,
Totſchlag ins Dorf bringt!“

Und heute morgen hat er den Stawienski kommen
laſſen und ihm eingeſchärft, mit aller Kraft gegen Raufereien
und Stechereien vorzugehen und jeden Krakehler aus dem
Lokal zu werfen. Man wolle keinesfalls einen zweiten „Fall
Haldenbach“ im Orte haben.

Stawienski, der den Ortsvorſteher genau kennt und
recht gut weiß, daß ihm die Wirtſchaft geſchloſſen wird, wenn
er nicht Ordnung hielt, hat hoch und teuer verſprochen,
keinen Streit mehr aufkommen zu loſſen. Aber als ich heute
abend vorüberging, ſchallte mir der alte, wüſte Lärm daraus
entgegen, der jetzt faſt taglich dort herrſcht.

In dieſem Hauſe hat unſere Gemeinde ihr Spiel ver

das uns Mord und

loren, meine ich, wenn ſie es nicht durch den Schluß der
Wirtſchaſt wieder an ſich bringt.

nur eingeführt Wenn wir nicht unterſchrieben hätten
In ſeiner Rede, die der Staatsminiſter a. D. und dem

nationale Reichstagskandidat Dr. Hergt am Donnerstag
Oldenburg hielt, wies er auf Enthüllungen Helfferichs hin a
beſagen, daß wir bei Verweigerung der Unterz e
nung des Friedensvertrages weſentlich g1 t.
gere Bedingungen erhalten hätten. Dieſe
hauptungen werden jetzt von einer Seite beſtätigt, die wi
als unverdächtig gelten kann. Jn der Mittwoch Sitzu r
franzöſiſchen Hammer hat nämlich Tardieu Jeuherg n
getan, die ſich in den bisher veröffentlichten Berichten nicht a
finden und die wir hier nach dem „Journal Officiel“ wi d
geben. Tardieu erklärte wörtlich: eben

„Die franzöſiſche Regierung hat während dreier M
die Selbſtändigkeit der Rheinlande mit aller Kraft und

allen Mitteln auf der Friedenskonferenz verfochten. d
in keinem Augenblick konnten Sie, meine Herren, im Rhe
lande, oem Wunſch begegnen, fich von Deutſchland 1oszuldſ
Und niemals offenbarte ſich die Neigung dazu in wirkſa
Form. Anderſeits begegneten wir auch immer dem unühe,
windlichen Widerſtand unſerer Verbündeten. Ich will Ihn
ein Beiſpiel anführen: Am 1. Juni 1919 proklamiere
Dr. Dorten, ein früherer Beamter, auf Plakaten die rheiniſhe
Republik. Am 7. Mai war der Friedensvertrag den Deutſch
übergeben worden. Man fragte ſich, ob die Deutſchen unter
ſchreiben würden, und viele unter unſeren V
bündeten wollten, um Deutſchland zum
Unterſchreiben zu bewegen, daß man den
Deutſchen Zugeſtändniſſe mache. Man forderte
beſonders von uns, die Beſetzung des linken Rhein
ufers aufzugeben, eine geringere Summe für die En
ſchädigung anzunehmen und viele andere Dinge, die ich m
führen würde, wenn die Zeit nicht ſo außerordentlich
ſchränkt wäre. Am nächſten Morgen nach der Tat Dortenz
telegraphierten engliſche und amerikaniſche Generäle auf den
linken Rheinufer an Lloyd George und Wilſon, daß die W
fallbewegung des Dr. Dorten keine Ausſicht auf Erfolg habe
aber von gewiſſen franzöſiſchen Behörden beifällig begrüßt x

werden ſcheine. In den Händen unſerer Verbündeten wuwe
dies ein wertvolles Argument, um noch neue Hinder,
niſſe gegen die Beſetzung des linken Rheinufers aufzu
türmen.“

Tardieu ſchloß mit der Bemerkung, daß dieſe Angelegenhet
noch ausführlicher beſprochen zu werden verdiene.
Sembat rief hierauf: „Es war ſehr lehrreichl“
EinmMiniſter, der den Generalſtreikve rteidiſ

b. Bremerhaven, 31. Mai.
Reichsminiſter Hoch erklärte hier in einer Verſammlung

der Deutſchdemokratiſchen Partei über den Generalſtreik c
gendes: „Wenn eine verfaſſungswidrige Minderheit die deu
Verfaſſung zu ſtürzen verſucht, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, de
ſich das Volk dagegen wehrt. Es gibt da kein anderes Mittel

das zur Abwehr geeigneter wäre, als den Generalſtreik oder
der Bürgerkrieg wäre nicht ausgeblieben. Wenn General vo
Lüttwitz ein vernünftiger Mann und ein Politiker wäre, dan
wäre es anders gekommen. Mit wildgewordenem Militär kar
man nicht verhandeln. Wir haben in Deutſchland eine gang
Reihe von Fällen zu verzeichnen, in denen gegen Gewalttate
keiten von links in gleicher Weiſe vorgegangen iſt. Jch erinnert
nur an Bremen, Erfurt und Danzig, wo ſich die Bürgerſchaf
Beamtenſchaft und Arbeiterſchaft zum Abwehrſtreik zuſamme
fand. Es iſt gewiß bedauerlich, daß der Generalſtreik ar
läßlich des Kapp-Putſches auch auf lebens wichtige ver
triebe übergegriffen hat. Aber wer in der Welt iſt in der
Lage, in einem Augenblick, wo der Funke emporlodert, de
Brand zu verhindern? Mir wird verlogener Weiſe der Vorwurf
gemacht, ich hätte meinerſeits zum Generalſtreik aufgerufen
Das iſt nicht wahr! Jch habe überall dort, wo der Kapp-Put
noch nicht an Anhang gewonnen hatte, zur Fortſetzung der At
beit angefeuert, und zwar faſt überall mit Erfolg. Wo alle
dings die Kapp- Regierung herrſchte, und wo wie in Bresla
verfaſſungstreue Bürger in Maſſen gefangen geſetzt und m
Peitſchen mißhandelt wurden, wäre es geradezu lächerlich g.
weſen, den Abbruch des Generalſtreiks anzuempfehlen.
Streik wäre ſtatt mit der Regierung gegen die Regierun
weiter gegangen und überall bolſchewiſtiſch geworden.

Miniſter Koch hat ein kurzes Gedächtnis. Sonſt würde e
ſich erinnern, daß der Generalſtreik eben gegen die Regieru
weitergegangen iſt und daß es zum blutigen Bürgerkrieg, z
im Ruhrrevier, in Halle uſw. gekommen iſt. Oder was nen

er

Marcel

er Bürgerkrieg?

Und verloren Spiel ſcheint auch der Kaiſeradler al
den böhmiſchen Schlachtfeldern zu haben. Zwar teilen d
Zeitungen kein Wort mit über Niederlagen, im Gegente
die Dinge ſtänden gut, behaupten ſie. Wenn man dann ob
auf der Karte die Stellungen vergleicht, in welche die Trupp
einrücken, ſo kann auch ein Blinder erkennen, daß jede ne
Stellung, die bezogen wird, rückwärts von der zuletzt ben
nenen oder aufgegebenen liegt. Und ein ſolches „Rückwärt
iſt noch in keinem Kriege ein Zeichen des Sieges geweſen.

Indeſſen meine Ahnungen können trügen. M
muß eingehendere Nachrichten abwarten.

Von Vokol iſt nichts Neues da. Hedwig lieſt je
Zeitung ganz genau durch, ob unter den Namen der Geſ
lenen etwa der ſeine ſtände. Bis jetzt war's nicht der da
Aber ihre Augen ſind allezeit leicht gerötet, und es iſt niß
der Zugwind, der daran Schuld trägt, wie ſie behauptet

Herr Bagdor hat ſich bei Martin Peltz für dauernd el
quartiert.

„Jch werde vorläufig bezahlen,“ hat er ſtolz zum brav
Martin geſagt, „aber das hohe Komitat wird die Sache ſche
ändern, das iſt ſicher!“

Zuſtimmend hat Martin genickt.
„Ja, ja, das hohe Komitat kann das machen, wiewill“ hat er entgegnet und ſich bedächtig den Bart geſtrihe

„und mir iſt es ganz gleich, ob der Herr Lehrer ſelbſt
zahlt oder das hohe Komitat!“

„Nir wird bezahlt!“ begehrte der Lehrer auf.
„Dann wird nir gegeſſen, nix getrunken und r

wohnt!“ gab der Martin in unzerſtörbarer Gemüter
heraus und hat danach den Herrn Lehrer ſeinen Gedan
überlaſſen, was die Deutſchen der Gemeinde Beidenbit
doch für ſeltſame Käuze ſeien.

Die neue Barackenſchule iſt fertig; unſere Leute ha
tüchtig gearbeitet. Bis die neuen Bänke hergeſtellt ſt
habe ich einſtweilen einige alte, die wir entbehren kön
aus unſerem Schulhaus hergeliehen, auch Kathedet, Va
tafel und Schwamm. Eine gute Haſelgerte zu ſchei
aber habe ich meinen neuen Kollegen ſelbſt überlaſſen
der wird ſchon am Tage der Eröffnungen der Schule hera

haben, daß der Klaſſenſtock nicht ganz dünn ſein darf.
Gortſetzung folgt.
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Stadtverordnetenſitzung
ninodebatte Immer wieder Nachbewilligungen Kbermalige Kürzung

der Zuckerration in Kusſicht
ger ſtellvertretende Stadtverordnetenvorſteher Keil er

die Sitzung und macht davon Mitteilung, daß vom Ver
e Halleſchen Saalbeſitzer, ſowie von den Beſitzern der hieſi

giſpielhäuſer erneute Proteſte gegen die Luſt
3ſt e u er eingelaufen ſind. Es wird vorgeſchlagen,

t en Stadtverordnetenkollegium heraus eine Unterſuchungs
ſſion zu bilden. Stadtv. Herzfeld (Dem.) betont, daß
(emmiſſion vor allem auch zu en habe, ob die Luſt
t gſteuer 58 Wahrheit den Kinobeſitzern die Exiſtenzmöglich

Jedem die Anfrage des Stadtrat Wurm, ob die Ange
ein nech, in der heutigen Sitzung erledigt werden ſolle, von

Werſammlang bejaht worden iſt, macht dieſer etwa e
trungen: Erſt ſeit der Einführung der erhöhten Luſtbar
Feuer hat die Stadt ein Jntereſſe daran, die Beſucherzahl
inos feſtzuſtellen. Jch kann Jhnen ſagen, daß dieſe in
nicht zurückgegangen iſt. So zählte geſtern das U.T.-Licht
eater an der Alten Promenade 1969 Beſucher, während
m grſten Pfingſtfeiertage etwas über 1000 auſwies. Auch iſt
bei das Wetter zu berückſichtigen, und ich bin überzeugt, daß
tretendem Regenwetter der Beſuch ſich auch wieder heben

kann jede Steuererhebung immer nur erſt nach
gewiſſen Zeit beurteilen. Uebrigens macht weniger die

e Steuer die Kinos kaputt, als vielmehr die geſteigerten
ten für Reklame und Filmleihgebühren.
falls muß man in dieſer Angelegenheit eine abwartende

ung einnehmen, zum mindeſten bis dem Magiſtrat ſeitens
ginobeſitzer Material unterbreitet worden iſt. Stadtv.
ger (Dem.) ſieht in der hohen Steuer eine Exiſtenz

dung der Kinobeſitzer und empfiehlt die Bildung einer
iſſon. Stadtv. Balke (Dem.): Jch bedauere, daß ich
meinen Freund Minner zu Felde ziehen muß. Es iſt
z leugnen, daß die Kinos viel Geld verdient haben, und es
h zu erwarten, daß ſie ſich wieder füllen und durch die
z keineswegs erdroſſelt werden. Jn einer Unterredung mit

ginoangeſtellten habe ich darum gebeten, es möchten die
zabſchlüſfe des vergangenen Jahres, ſowie die der letzten
e vorgelegt werden; dies iſt bisher noch nicht geſchehen.
den Ausſchuß anbelangt, ſo muß dieſer vor allem prüfen,
in den Kinvs früher verdient worden iſt. Jm übrigen bin

Reinung, daß die Kinos nur während der Sommer-
e ſchließen werden. Dieſe Ausführungen werden vom

Borges (Dem.) ergänzt und bekräftigt, während
w Gräfe (U. S. P.) darauf hinweiſt, daß durch die Ent
ig der Kinoangeſtellten der Stadt die Zahlung einer Er-
eſenunterſtützung von 6000 Mark pro Woche auferlegt
Aus dieſem Grunde müſſe der Schließung der Kinos

eugt werden.

Etadtv. Bock (U. S. P.) Nach den Ausführungen des
w. Minner erſcheint es mir, als ob die Demokra
e Partei die Angelegenheit als eine Wahlpropa
da ausnützen wolle. Wenn man fich auf den Standpunkt

hat, die Luſtbarkeitsſteuer zu bewilligen, wie es die
ratiſche Fraktion getan hat, ſo muß man ſie auch durch
n. Wir ſind grundſätzliche Gegner der Steuer geweſen, da

i ihr eine indirekte Steuer erblicken. Unte den gegen
en Verhältniſſen muß man indeſſen zu ihr greifen. Es
ſt ſich hierbei indeſſen nicht allein um eine wirtſchaftliche,
n auch um eine ſoziale und kulturelle Frage. Es iſt
rihtig, daß die Kinobeſitzer alle Läſten auf das Publikum
älzt haben. Dies liegt jedoch im Prinzip des kapitaliſti
Syſtems, das ja auch die Kinobeſitzer vertreten. Das
gehen des Kinobeſuchs iſt nach meiner Meinung nur eine
ergehende Erſcheinung. Es iſt ja auch noch kein Beweis
erbracht worden, daß die Kinobeſitzer weſentliche finanzielle
jungen erlitten haben. Daß die Angeſtellten durch die
jung der Kinos zu leiden haben, iſt ſehr bedauerlich, aber
men trotzdem dem Proteſte nicht ſtattgeben.

der Antrag auf Bildung einer Kommiſſion wird abgelehnt
mit die Angelegenheit für erledigt erklärt.
ter den weiteren Eingängen liegt noch eine Beſchwerde
das Mietseinigungsamt vor Es wird beſchloſſen, in Zu-
S Geſuche unmittelbar dem Magiſtrat als Material
zweiſen.

wird hierauf in die Tagesordnung eingetreten. Der An
des techniſchen Eiſenbahnoberſekrekärs Spiegelberg, ihn
Amtes als Mitglied des Grundſteuerſchätzungsausſchuſſes
Ueberbürdung zu entheben, wird als unbegründet abge

ch F5 2 und 13 der Polizeiverordnung vom 31. Januar
betr. Vullenkörung in der Provinz Sachſen, iſt zur
fung der Zuchtbullen von der Stadtverordneten-
umlung ein Schauamt von drei Mitgliedern für die
von drei Jahren wählen. Seitens der Landwirt-kammer für die Provinz Sachſen werden hierfür als Mit-
bezw. deren Stellvertreter vorgeſchlagen: 1. Domänenrat
2. Gutsbeſitzer Kohnert, 3. Gutsbeſitzer Winter, 4. Ober

mm Wilcke, 5. Rentier Daniel, 6. Prof. Dr. Steinbrück.
erſammlung beſtätigt dieſe Wahlvorſchläge.

m Anſchluß hieran ſtellt Stadtv. Steinbrück (Deutſch-
den Antrag, daß auch die Stadtverordneten, die
Lürger Ausſchüſſen und Deputationen angehören, für
tigkeit die übliche geldliche Entſchädigung erhalten ſollen.
intrag wird angenommen.
Vittelbewilligung für Künſtlernotſtandsarbeiten.
e Hunſtdeputation beſchloß in ihrer letzten Sitzung, als

Künſtlernotſtandsarbeit einen Wettbewerb zur Er
n von Entwürfen für ein Volks haus für diet Halle zu veranſtalten. An vorausſichtlichen Koſten

der Stadt dadurch insgeſamt 25 000 Mark entſtehen, die
witel 24, 14 zu entnehmen ſind. Der Berichterſtatter,
Borges (Dem.) macht den Vorſchlag, die Mittel viel
für ein anderes Projekt bereitzuſtellen. Auch Stadtv.
tacht (Mehrheitsſoz.) ſpricht ſich gegen den Vorſchlag des
ttsausſchuſſes aus, während

ihn unterſtützt. Der Antrag wird angenommen.
t den Kanalbau in der Artillerieſtraße
i A3500 Mark nachbewilligt, die aus einer neuaufzu

den Anleihe entnommen werden ſollen. Für bauliche
rungen im Reſtaurationsgrundſtück des ſtädtiſchen
b und Viehhofes werden 2000 Mark, für die Jnſtand-
der Küche und Speiſekammer der Gaſtwirtſchaft 8300
s dem Schlacht hofErneuerungsfonds bewilligt. Für
bau und die Jnſtandſetzung des Grundſtücks Kleine
taße 5 macht ſich eine Nachbewilligung von 54 000 Mark
ich, der die Verſammlung zuſtimmt. Des weiteren be
ſie den Ankauf einer etwa 97 Quadratmeter großen
mm der Einmündung der Thomaſiusſtraße in die Turm-
zum Preiſe von 9 Mark pro Quadratmeter. Dem Ge
a Cewährung eines Witwengeldes für die Witwe des im
gefallenen Straßenbahnſchaffners Otto Sberius wird ent

Beitritt zum Verein „Flug und Hafen“.
Errichtung eines Militärflugplatzes in

galt, obwohl die Stadt erhebliche Geldaufwendungen
Anlage der Wege, die Zuführung von Waſſer und

Strom, die Entwäſſerung und ſchließlich beſonders
Landerwerb hatte, als eine wichtige Errungenſchaft. Das

e am Flugweſen iſt durch den Flugplatz hier ſicherlich

Stadtv. Knauthe

ſehr geſtiegen. Als nun klar wurde, daß der militäriſche Fluplatz nicht beſtehen bleiben konnte, iſt wiederholt der Wunſe
laut geworden, einen Zivil-Flugplatz zu erſtreben, ſo daß Hallz,
wie es ein Hauptknotenpunkt der Eiſenbahn iſt, auch ein wich
tiger Zentralpunkt für die Luftſchiffahrt werde. In dieſem
Sinne hat der Magiſtrat ſich dauernd bemüht und die nötige
Fühlung mit den maßgebenden Stellen behalten Neuerdings
iſt der Verein Flug und Hafen“ gebildet, in dem die
Intereſſen an dem Flugweſen zuſammengefaßt ſind. Der Ver-
ein beſteht bezüglich der ordentlichen Mitglieder aus zweiGruppen: Gruppe 1: Halter von Flug und Landungeplahen;

Grupp e 2: r n t nFür die Stadt Halle käme der Beitritt in Gruppe 1 in
Frage. Freilich gehört der Stadtgemeinde von dem Flugplatz
nur das Gelände, ſie kann alſo nicht die in S 3 der Satzungen

annte Bedingung erfüllen, daß ſie über einen konzeſſitonierten
andungs und Aufſtiegplatz verfügt. Da auch andere Städte,

die militäriſche Flugplähe haben, beigetreten ſind und nach dem
Anmeldeformular es genügt, daß Schritte zur Erfüllung der Be
dingungen eingeleitet ſind, wird der Aufnahme der Stadt in den
Verein nichts entgegenſtehen. Jedenfalls will der Magiſtrat die
bindende Verpflichtung des S 8 der Satzungen nicht übernehmen,
zumal er gar nicht weiß, was von den Gebäuden auf dem Flug-
platz erhalten bleibt, und ob die Stadt dieſe ganz oder zum Teil
zu einem angemeſſenen Preiſe wird erwerben können. Dazu
kommt, daß der Flugplatz ſelber als fruchtbarer Acker beſte Ver
wendung findet und die dort anſtehenden Kohlen abgebaut wer
den ſollen. Einen neuen Flugplatz herzuſtellen, der, wie
bekannt, mit mancherlei teuren Einrichtungen verſehen und gut
gelegen ſein muß, damit er konzeſſioniert und gern benutzt wird,
würde zurzeit außerordentlich hohe Koſten verurſachen. Oed-
gelände in der nötigen Größe, noch dazu ebenes, iſt in unmittel-
barer Nähe von Halle nicht zu finden, jedenfalls nicht in ſtädti-
ſchem Beſitz. Wahrſcheinlich würde es deshalb, wenn es über-
haupt gelingt, einen Zivilflugplatz für Halle zu erhalten

wenigſtens vorläufig bei dem jetzigen Flugplatz mit ſeinen
vorzüglichen Einrichtungen verbleiben müſſen; an Größe wäre
etwa die Hälfte des jetzigen Flugplatzes nötig.

Die Verſammlung beſchließt, dem Verein mit v inem
Jahresbeitrag von 600 Mark in der vorſtehend beſchriebenen un
verbindlichen Weiſe beizutreten. Jm Anſchluß hieran macht
Stadtv. Oſter burg (U. S. P.) darauf aufmerkſam, daß man
ſpäter den alten Flugplatz niemals wieder für ſeine früheren
Zwecke benutzen dürfe, in dieſem Falle vielmehr ein neues Ge
lände, etwa an der Heideſtraße. ſuchen müſſe. Der alte Flug-
platz ſei für unſere Kartoffelverſorgung unentbehrlich.

Die Geſuch um Feſtſetzung eines Ruhegehaltes (Straßen-
bahnſchaffner Mernitz), einer Hinterbliebenenverſorgung (Witwe
des Feuerwehrmannes Rauſchenbach), eines Zuſchuſſes zur
Kriegshinterbliebenen Fürſorge (Witwe des Polizejſergeanten
Rutz) ſowie der Bewilligung einr Jahresbeihilfe für den Feuer
wehrmann Schreckenberger werden genehmigt. Ebenſo be
ſchließt die Verſammlung, die dem mit der Erledigung der
ſchriftlichen Arbeiten für die Stadtverordnetenverſammlung be-
auftragten Magiſtratsbeamten bewilligt Jahresvergütung von
500 Mark auf 1000 Mark zu erhshen.

Der Vermietung mehrerer Räume im flädtiſchen
Speichergrundſtück Neue Promenade 12 an die Firma
Wilhelm Kathe hier, vom 1. April 1920 ab, gegen einen
Jahresmietzins von 4500 Mk. ſtimmt die Verſammlung zu. Die
Firma übernimmt die Vervpflichtung, für elektriſche Lichtleitung
und ſonſtige bauliche Veränderung zu ſorgen und als weitere
Gegenleiſtung in ihrem Grundſtück Große Märkerſtraße 20
ohne ſtädtiſchen Zuſchuß drei Wohnungen her-
zurichten und zur Verfügung zu ſtellen, was inzwiſchen be
reits geſchehen iſt.

Das Geſuch des Vereins zur Förderung des Gemüſebaues
in Kleingärten um Ueberlaſſung einer Ackerfläche am Beeſener
Weg wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen, des
gleichen ein Geſuch von ehemaligen Hortleiterinnen um Be-
ſchäftigung.

Das Geſuch des Elternbeirgtes der Talamtſchule für
Mädchen um Räumung der Turnhalle und der noch belegten
Klaſſe kann unter den gegebenen Verhältniſſen noch nicht be-
willigt werden. Stadtv. Wilke (Mehrheitsſoz.) weiſt darauf
hin, daß in der Schule ſeit nunmehr fünf Jahren kein Turn
unterricht mehr abgehalten worden ſei, und erſucht den
Magiſtrat, für die ſtädtiſche Lebensmittelverkaufsſtelle endlich
andere Räume zur Verfügung zu ſtellen.

Die Zuckerverſorgung in Halle.
Die mehrheits ſozialdemokratiſche Fraktion hat

Anfrage an den Magiſtrat gerichtet:
„Durch die Zeitungen iſt bekannt geworden, daß das

monagatliche Zuckerquantum von 750 Gramm auf
625 Gramm herabgeſetzt worden iſt. Wir erſuchen den
Magiſtrat um Aufklärung über die Urſachen dieſer Maß
nahme.

Jn der Begründung der Anfrage weiſt Stadtv. A. Müller
darauf hin, daß die abermalige Kürzung der Zuckerration großen
Unwillen in der Bevölkerung hervorgerufen habe und erſucht
den Magiſtrat um Begründung dieſer Maßnahme.

Hierzu führt Bürgermeiſter Sehdel etwa folgendes aus:
Dieſe Verfügung iſt nicht auf den Magiſtrat zurückzuführen, ſon
dern iſt von der Provinzialzuckerſtelle aus erlaſſen
worden. Wir ſind dabei nur das ausführende Organ und haben
den Zucker nur zu verteilen und auszugeben. Irgend eine Er
klärung kann alſo der Magiſtrat nach dieſer Richtung hin nicht
geben bzw. nur auf Grund des Materials, das ihm ſelbſt erſt
von der Provinzialzuckerſtelle zugegangen iſt. Der erſte Grund
für die Kürzung der Zuckerration beſteht darin, daß infolge von
Gewichtsdifferenzen, Verſchiebungen von ganzen
Waggons ein großer Ausfall an Zucker eingetreten iſt. Ein
zweiter Grund liegt darin, daß ſehr häufig Zuckermarken

efälſcht wurden. Drittens haben ſich bei den Kleinßändrern große Fehlbeträge ergeben. Aus dieſen
Gründen war es notwendig, daß die Zuckerration um 125 Gramm

ekürzt werden mußte. Der Zucker iſt überhaupt ſehr knapp inVeutſchland, und wir werden in Zukunft, vielleicht ſchon im

Juli, eine weitere Herabſetzung der Zuckerration zu er
warten haben.

Da die ſich über dieſen Punkt entſpinnende Debatte ſich ins
Uferloſe zu verlieren droht, ſtellt die Preſſe gegen 7 Uhr ihre
Tätigkeit ein.

t

Vor Schluß der öffentlichen Sitzung wurde vom Vorſteher
noch eine als dringlich bez-ichnete Eingabe der
U. S. P. Mitglieder der Verſammlung zur Verleſung ge
bracht, in der angefragt wird, ob dem Magiſtrat bekannt iſt, daß
in den hieſigen höheren Lehranſtalten, Stadtgymnaſium uſw.,
eine Hetze gegen die Schüler jüdiſchen Glaubens
getrieben wird, und was der Magiſtrat dagegen zu tun gedenke.
Die Anfrage ſoll in der nächſten Sitzung beantwortet werden.

folgende

Berteruerung der Reiſepüſſe.
mungen ſind für Reiſepäſſe und Perſonalausweiſe außer der
Stempelſteuer noch beſondere Gebühren zu entrichken. Dieſe
Gebühr beträgt für Auslandspäſſe 25 Mark. für Jnlandspäſſe

Nach den neueſten Beſtim-

W Mark und für s War Seidem Aera hen Retcrege en e
eine weitere von 15 für einfache,25 für Rückreiſe und 90 Mark für e zu

bezahlen ſind. Alle Anträge ſind nach wie vor im zuſtändigen
Polizeirevier zu ſtellen. Mittel und ſtellenloſen Perſonen
Geſuge n e a Weh die Gebühren ermäßigt werden.

ch n Drmaßigung r Gebühren dem Antraſchriftlich beizufügen. nd ße

Halle, 1. Juni.
Geſchäftliche Sitzung der Kantgeſellſchaft
Der ſtändige Vorſitzende der der Kuratorder Univerſität der Weg zurzeit Geh. Oberregierungs

vat Dr. med. h. c. Mehyer, begrüßte die zahlreich erſchienenen
Anweſenden und dankte ihnen für ihr Kommen. Die allgemeine
Mitgliederverſammlung erteilte zunächſt den Geſchäftsführern
Entlaſtung für die Jahresrechnungen 1914, 1916, 1916,
1918, die in den Kantſtudien ruckt worden
folgte die Entlaſtung für die Jahresrechnung
chließt mit einer Einnahme von 47 569,52 Mark und mit einer
usgabe von 47 077,48 M.

Ständige Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes ſind: Der
Kurator der Univerſität und die ordentlichen Profeſſoren der
Philoſophie an der Univerſität Halle geh Vaihinger, Zieben,
Menzer). Wechſelnde Mitglieder: h. Juſtizrat Prof. Dr.
Rudolf Stammler-Berlin, Geh. Reg.-Rat Bibliotheksdirektor
Dr. GerhardHalle, Prof. Dr. FriſcheiſenKöhler-Halle, Geh.
Kommerzienvat Dr. phil. h. e. Lehmann Prof. Dr. Liebert-
Berlin. Obergeneralargt Prof. Dr. med. et phil. Exz. von Kern-
Berlin. Die wechſelnden Mitglieder wurden wiedergewählt mit
Ausnahme von Generaloberarzt von Kern, der die Wiederwahl
wegen hohen Alters ablehnte. An ſeine Stelle wurde Prof.
Dr. Caſſierer an der Univerſität Hamburg gewählt. Die bis-
herigen Geſchäftsführer Geheimrat Prof. Dr. Vaihinger in
Halle und ſein Stellvertreter S Dr. Arthur Liebert in Berlin
wurden wiedergewählt. Zu Aſſiſtenten für die Geſchäftsführung
wurden Privatdozent Dr. Wichmann in Halle und cand. phil.
Abich in Berlin gewählt.

Zu Ehrenmitgliedern der Kantgeſellſchaft wurden gewählt
Geheimrat Prof. Dr. Eucken in Jena, die Profeſſoren Troeltſch,
Riehl und Stammler in Berlin, Profeſſor Natorp in Marburg,
Prof. Volkelt in Leipzig und Prof. Karl Güttler in München,
welcher zwei wertvolle Preisaufgaben der Kantgeſellſchaft geſtellt
und dotiert hat. Ferner wurden g Ehrenmitgliedern ernannt:
für Oeſterreich Prof. Höfler in Wien, für Dänemark Prof.
Dr. Harald Höffding in agen, für n die Profeſſoren Geijer und Söderblom (Erzbiſchoff in Upſalg und
Prof. Liljequiſt in Lund, für Norwegen Prof. Anathon Aall in
Kriſtiania (früher Dozent an der Univerſität Halle), für Holland
Prof. Heymans in Groningen, der vor einigen Jahren als
Profeſſor der Philoſophie in Halle vorgeſchlagen war, für die
Schweig der Bankier Sidler-Brunner in Luzern, ein in der
ganzen Schweiz hochgeachteter Greis von jugendlichem Eifer für
alles Wahre, Schöne und Gute der ſich große Verdienſte um dieKantgeſellſchaft durch verſtändnisvolle Förderung ihrer Be
ſtrebungen erworben hat.

Hierauf wurde eine nweue, neunte Preisaufgabe der Kant
geſellſchaft verkündigt, welche von dem Berliner Mitglied
Dr. Ludwig Jaffé geſtellt und freigebig dotiert worden iſt:
„Kritiſche Würdigung der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung“

Nationaler Feriendienſt
Die großen Ferien ſtehen vor der Tür. Nur wenige Eltern

werden ihren Kindern die ihnen jetzt ſo nötige Erholung und
Auffriſchung verſchaffen können. Soll aber unſer Vaterland
aus den Nöten der Gegenwart herauskommen, ſo muß jeder an
ſeinem Platze für die Ertüchtigung der heranwachſenden Jugend
ſorgen. Aus dieſem Grunde hat der Reichsverband des Deutſch
nationalen Jugendbundes einen nationalen Schüler- und
Schülerinnenaustauſch eingerichtet, der von Prof. Saure,
BerlinReinickendorf, Wilkeſtraße 67, geleitet wird.

Jn erſter Linie kommt es darauf an, Stellen für ältere
Schüler zu ſchaffen, wo dieſe Erntehilfe leiſten können. Dafür
muß gewährt werden: freie Reiſe, freie Station und ev. eine
kleine Entſchädigung. Für die Mädchen kommt Pflück- und Ein
machehilfe und leichte Gartenarbeit in Betracht bei denſelben
Bedingungen.

Es ergeht nun an alle ländlichen Einwohner die herzliche
Bitte, an dieſem vaterländiſchen Werke mitzuarbeiten
und dieſe Anregungen in weiteſten Kreiſen zu verbreiten.
Meldungen von ländlichen Bewohnern, die Stadtkinder auf
nehmen wollen, ſind zu richten an den Reichsverband des
Deutſchnationalen Jugendbundes, Berlin W. 835, Potsdamer
Straße 122 c IV, Abteilung Schüleraustauſch. Den Meldungen
mögen kurze Angaben beigefügt werden über Art der Unterkunft,
Lages des Ortes uſw. und Wünſche, ob Knabe oder Mädchen,
welches Alter bevorzugt wird und ob Ferienverlängerung er
wünſcht iſt. Vom Reichsverband des Deutſchnationalen Jugend
bundes wird auch Austauſſch von Schülern und Schülerinnen
vermittelt, der nicht direkter Art zu ſein braucht; z. B. kann ein
Landwirt in dieſem Sommer einen Jüngling aus der Stadt
aufnehmen und ſchickt dafür im Winter ſeinen Sohn oder ſeine
Tochter eine Zeitlang in die Stadt zu den Eltern dieſes Jüng
lings.

Wer alle dieſe Anregungen genau durchdenkt, wird ſich klar
werden, welche hoben ethiſchen und nationalen Werte dieſer
Schüleraustauſch in ſich birgt, da er körperliche Kräftigung, Er
weiterung des Geſichtekreiſes und ein Kennen- und Verſtehen
lernen der deutſchen Stämme unkereinander mit fich bringt.
Mögen dieſe Worte auf recht fruchtbaren Boden fallen zum
Heile Deutſchlands und zum Beſten unſerer Jugend!

Dr. Herta Riedel.
Bohneuſtaedt! Eine rieſige Wahlarbeit liegt hinter ihm.

Den Erfurter Kreis hat Bohnenſtaedt nach allen Richtungen hin
durchreiſt. Und wohin er kam, da ſcholl ihm der Beifall ſeiner
vielen Zuhörer entgegen. Ortsgruppen, die nicht ſo recht voran-
kamen, half er zu richtigem Bühen, den gegneriſchen Aufmarſch
machte eine Wahlrede aus ſeinem Munde oft für die ganze Vor
wahlzeit zunichte. Bohnenſtaedt beherrſcht wie ſelten jemand das

Wort. Aber daneben iſt er ein derartiger Sachkenner, daß es
ſchwer iſt, ſich ihm entgegenzuſtellen. Wir Hallenſer kennen
alle die glatten Niederlagen, die er den Gegnern beibrachte, die
aus dem demokratiſchen Lager kamen.

Auszeichnungen. Dem Ober-Poſtoat Wilimzig, den
Poſtdirektoren Blümel, Homann, Schmidt, den Telegraphen-
virekkoren Brick, Schornack, den Poſtſekretären Engelhardt,
Helmecke, Martini, Plaul und dem Ober-Poſtſchaffner Preske iſt
das Eiſerne Kreuz am weißen Bande mit ſchwarzer Einfaſſung
verliehen worden.

Familien- Nachrichten
Verlobungen: Friedel Murrl und Martin König.

J Todesfälle: Am 29. Mai Karl Knote. Am 29. Mai
a S r Am 29. Mai Otto Wettze l. Am 21. Mat

nna Schwenkham mer geb. Spiller im 74. Lebensjahr.
Am 28. Mai Luiſe Kunze geb. Lindner im 75. L
An 0. Mat grwerite e e e n



Provinz Sachſew
Die Hochflut in Mansfeld

Ueber die Waſſerkataſtrophe in Mansfeld wird
weiter berichtet:

Vor dem Hotel Preußiſcher Hof“ bis zur Poſt wurder durch
das Hochwaſſer des Flutgrabens eine ganze Häuſerreihe
unterſpült, ſo daß ſich die Gebäude ſenkten, teils einſtürzten,
teils vor dem Einſturz ſtehen. Jn den Straßen ſchwammen
Möbelſtücke und allerlei Waren herum. Zahlreiche Leute konnten

nur das nackte Leben retten. Faſt ſämtliche
Brücken in der Gegend Mangsfeld-Leimbach-Siebigerode ſind
dom Waſſer fortgeriſſen. Die elektriſche Kleinbahn iſt auf
eine weite Strecke in der Stadt Mansfeld zerſtört. Eine Gruppe
Feldarbeiterinnen wurde von einer Waſſerhoſe erfaßt und fort
geriſſen. Zwei der Frauen werden vermißt und ſind
anſcheinend ertrunken. Blitzſchläge, die mit dem
Wolkenbruch verbunden waren, zündeten an verſchiedenen
Stellen. Bei Augsdorf wurde ein Knabe erſchlogen.

hg. Oechlitz, 30. Mai. Deutſchnationale Ver
ſammlung.) Jn ſeiner vorbildlich ſachlichen, ſtreng ſich ans
Tatſächliche haltenden Art ſprach Landwirt Bartels Walbeck
über Deutſchlands Ab- und Aufſtieg und erreichte damit das,
was der Zweck jeder politiſchen Rede ſein ſollte: nicht eine dema
gogiſch angefachte und aufflammende Zuſtimmung, ſondern Nach-
denken und Ueberdenken deſſen, was geweſen, was geworden und
was werden ſoll. Daraus ergibt ſich dann ohne weiteres am

Juni: die Abgabe eines Wahlzettels der Rechtsparteien.
h. Frankenhauſen (Kyfſhäuſer), 31. Mai. (Luſtbarkeits-

ſt e u e r.) Der Stadtrat nahm ein Ortsſtatut betr. Karten- und
Luſtbarkeitsſteuer mit Mehrheit an. Es ſollen alle gegen Ent
gelt ſtattfindenden Luſtbarkeiten mit einer ſtädtiſchen Steuer
von 5 bis 120 M. belegt werden. Nebenher ſollen auch noch
auf die Eintrittskarten oder die an ihre Stelle tretenden Aus-
weiſe Abgaben entrichtet werden. Pünktlich um 10 Uhr abends
wurde gemäß einem entſprechenden Beſchluß die Sitzung ge
ſchloſſen. Die Erledigung der Tagesordnung erfolgt in einer
nächſten Sitzung.

h. Sangerhauſen, 31. Mai. (Neue Autobuslinie.)
Wie wir hören, hat die Kraftverkehrs- Geſellſchaft m. b. H.
Sachſen-Anhalt eine neue Auto-Omnibus-Linie von Sanger-
zauſen nach Wippra eröffnet, die bereits vor dem Kriege von der
Firma H. Büſing, Braunſchweig, betrieben wurde und deren
Wiederinbetriebnahme von den Verehrern des Harzes freudig be-
grüßt werden wird, da hierdurch eines der ſchönſten Harztecler
dem Verkehr wieder erſchloſſen wird. Die Wagen verkehren drei-
mal täglich in jeder Richtung und haben Anſchluß an faſt
alle Züge.

n. Weißenfels, 31. Mai. (Der Verkauf der Kreis
kirſchen) erfolgte diesmal in einzelnen Straßenzügen an ver
ſchiedene Oebſter und brachte 221 310 M. Für die Kreisbewohner
ſind von den Pächtern etwa 1000 Zentner und für die Stadt
Weißenfels 125 Zentner, und zwar für 70 M. pro Zentner, ab

ukiefern.
z. Heiligenſtadt, 28. Mai. (Kreisbauerntag.) Anter

dem Vorſitz des Bauernmeiſters Ziegenfuß-Dingelſtädt fand
am Donnerstag hier ein Kreisbauerntag ſtatt. Herr Landrat
a. D. v. Wilmowski r redete über die Stellung der Landwirt
ſchaft zu den Wahlen. Es ſei falſch, dem Landbund das Recht
zum Eingreifen abzuſprechen. Heute ſtänden ſo große Dinge
auf dem Spiele, daß es kein Schwanken mehr geben dürfe. Was
die Gewerkſchaften für die Jnduftriearbeiter ſeien, das müſſe
der Landbund für die Bauern werden. Bedauerlich ſei, daß die
Beſtrebungen, einen Ordnungsblock zu bilden, geſcheitert
ſeien. Die alte Partei wirtſchaft müſſe überhaupt auf
hören. Die Landwirte ſollten für diejenige Liſte ſtimmen, die
an ſicherer Stelle einen Kandidaten habe, der die Forderungen
des Landbundes erfülle. Er müſſe ſich verpflichten, für Auf
löſung der Kriegsgeſellſchaften einzutreten, den
Abbau der Zwangs wirtſchaft zu verlangen. Der neue
Reichstag müſſe eine ſparſame Regierung einſetzen.
Redner gab auch intereſſante Aufklärungen über das Verfahren

bei Abſetzung von Staatsbeamten und Neubeſetzung der Stellen.
Das einzige Mittel, ſich zu wehren, ſei der Stimmzettel. Herr
Oekonomierat Lorenz ſprach über die Verteuerung der Le-
bensmittel. Die Landwirtſchaft trage daran keine
Schuld. Für Genußmittel werde jeder Preis widerſpruchslos
gezahlt. Die Bauern ſeien aber ſchon beſchimpft worden. als die
Kartoffeln noch 1 Mark koſteten. Der Bauer ſei immer
der Prügelknabe geweſen. Die Jnduſtrie könne ihre Pro
duktionskoſten berechnen und auch noch einen Gewinn aufkalku
lieren. Jn der Landwirtſchaft ſei dies nicht möglich. Die
Bauern müſſen verlangen, daß der Mann, dem ſie ihre Stimme
geben, Verſtändnis für die Landwirtſchaft zeige. Vor allem for
dere der Bauer dieſelbe Freiheit, die andere Stände genießen.

H. WMeuſelwitz, 31. Mai. (Verbrecherbanden.) Jn
letzter Zeit mehren ſich Diebſtähle in erſchreckendem Maße. Jetzt
ſind ganze Banden verhaftet worden. Mehr als ein Viertel-
hundert Perſonen ſind hinter Schloß und Riegel, und noch
immer erfolgen Verhaftungen. Es ſind meiſt Baggerarbeiter.

„H. Sportberichte
Mitteldeutſchland wird am 6. Juni in Frankfurt

am Main das wegen der Märzunruhen verſchobene Spiel
gegen Süddeutſchland austragen. Der V. M. B. V. ent
ſendet nach Frankfurt bis auf den Rechtsaufen, der durch
Körſte erſetzt worden iſt, dieſelbe Mannſchaft, die den Verband
in den BundesPokalſpielen vertreten hat. Es werden ſpielen:
Dölling, Eulenberger, Denkewitz, Burghardt,
Ugi, Toelke, Körſte, Paulſen, Förderer, Edy,
Hanſi. Erſcatz: Ehlicker. Die ſüddeutſche Mannſchaft ſteht
noch nicht feſt, wird aber ſehr ſtark ſein, da Süddeutſchland unter
allen Umſtänden ſeine Niederlage in Halle wieder wettmachen
möchte.

Alte HerrenSpiele. Alte Herren- Mannſchaft Sport
freunde gewann am Sonnabend gegen Alte Herren Mannſchaft
V. f. L. 96 mit 6 0.

Leipziger Hockeyklub-- V. f. L.- Halle 0 0, Damenmann-
ſchaften 3: 0. Jn der letzten Viertelſtunde kamen die Leipziger
ſtark auf, doch war Halles Hintermannſchaft auf der Hut und
ließ nichts Zählbares zu. Jm Spiel der Damenmannſchaften
beider Vereine zeigte ſich der Leipziger Hockeyklub überlegen
und ſiegte ſicher mit 3:0, nachdem ſie bei der Pauſe bereits
mit 1:0 in Führung lagen.

Waſſerballſpiel. Der Wettkampf zwiſchen dem Halleſchen
Schwimmverein von 1902 und dem Schwimmverein Neptun-
Helbra endete mit dem Siege Halles. Die Gäſte ſind noch nicht
über die Anfangsgründe hinausgekommen, ſo daß Halle nach
Gefallen mit 19:0 gewinnen konnte. Umſo ſchwerer wird der
Stand der Halleſchen Sieben am Sonntag in Deſſau ſein.
Alle dortigen Vereine verfügen über ſchnelle Schwimmer, ſo daß
jeder einen höchſt beachtenswerten Gegner darſtellt. Erſt durch
einen Sieg über einen der Deſſauer Vereine würde ſich Halle

an dem Fahrkenſchwimmen, 15 Herren an dem Wettſchwimmen.
Die Strecke Rabeninſel bis Hoffmanns Bad wurde bei
dem hohen Waſſerſtand von den beſten in 18 Minuten 35 Sekun-
den zurückgelegt. Das ſportliche Schauſpiel hatte eine mehr als
tauſendköpfige Menſchenmenge angelockt. Am nächſten Sonntag
wird die letzte große Uebung vor dem Gauwettſchwimmen ſtatt
finden. Die oben genannten Zahlen beweiſen, daß es auch
im Schwimmſport erfreulich vorwärts geht. Ueber hundert
Schwimmer im Waſſer hat die alte liebe Saale, ſeit in Halle
Fepeg Wort betrieben wird, am Sonntag zum erſten Male
geſehen.

Der Magdeburger RegattaVerein veranſtaltet nach ſechs-
jähriger Pauſe am 12. und 13. Juni ſeine 14. Ruder-Regatta
auf der Elbe. Der Nennungsſchluß zu dieſer Regatta iſt ganz
hervorragend ausgefallen, ſo daß dieſe ein ſportliches Ereignis
erſten Ranges in der deutſchen Ruderwelt zu werden verſpricht.
Von 25 Vereinen ſind insgeſamt 104 Boote gemeldet, die von
etwa 600 Ruderern beſetzt werden.
befinden ſich bewährte Vereine aus dem Reiche.

Elberegatta bei Roßlau. Am 26. und 27. Juni wird
auf der Elbe bei Roßlau eine offene Regatta veranſtaltet. Das
Programm umfaßt 3 Schülerrennen und 12 ſonſtige Rennen in
allen Bootsgattungen. Meldungsſchluß iſt am 11. Junt.

Volkswtrſchaſt.
Abdruck der mit einem 3 verſehenen Original Artikel und Original Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Das Salzheringsgeſchäft
900 Prozent Dividende.

Es wird geſchrieben:
„Die „Arbeits gemeinſchaft deutſcher Salzheringsimpor

teure“ hielt dieſer Tage in Berlin unter dem Vorſitz des Herrn
Adler von der Salzheringseinfuhrgeſellſchaft m. b. H. eine außer
ordentliche Sitzung ab, in der der Geſchäftsführung über das ver-
floſſene Jahr Entlaſtung erteilt wurde. Die vorgelegte Bilanz
ergab einen Bruttonutzen von etwa 10 000 000 Mk. Nach Abzug
der Unkoſten (etwa 234 Millionen) gelangen gegen 734 Millionen
an die Mitglieder der Arbeitsgemeinſchaft zur Ausſchüttung. Es
entfallen auf einen Anteil von 10 000 Mk. ſage und ſchreibe
90 000 Mk., alſo 900 Prozent.

Die „Arbeits gemeinſchaft deutſcher Salzheringsimporteure“
ift eine Gründung der der Salzheringseinfuhrgeſellſchaft m. b. H.
angeſchloſſenen Salzheringsimporteure. Sie hat mit der Regie-
rung ein Abkommen getroffen, wonach ſie für den Einkauf in
Norwegen uſw. das nötige Perſonal ſtellt und dafür einen be
ſtimmten Betrag für jede vingekaufte Tonne Heringe vergütet er-
hält. Dieſe Vergütung erreichte in einem Jahre den oben
genannten Betrag von etwa 10 000 000 Mk.

Warum wird der Ueberſchuß nicht an das Reich abgeführt?“
Es erſcheint dringend notwendig, über die ganzen finan

siellen Verhältniſſe der Geſellſchaft Aufſchluß zu geben.

JInduſtrie, Handel, Handwerk
Bevorſtehende Erhöhung der Faßpreiſe. Es beſteht die Ab

ſicht, auf der Anfang Juni in Eiſenach ſtattfindenden Tagung
des Verbandes der deutſchen Faßfabriken die Preiſe für ver

Faßarten, beſonders für Bier und Weinfäſſer, zu er
höhen.

Scharfe Preisermäßigung für Kupferbleche. Der Kupfer
blechverband in Kaſſel ermäßigte mit Wirkung ab 27. Mai ſeine
Grundpreiſe um 1000 auf 2965 Mk. pro 100 Kilogramm.

Silberpreiſe. Hamburg, 28. Mai: 850 Mk. für 1 Kilogramm
Feinſilber. NewYork, 27. Mai: 102 für die Unze. London,
28. Mai: 5958 P.

Die Lage in der Schuhinduſtrie. Entlaſſungen und Kündi-
gungen wegen mangelnder Auftröge und ſchlechten Geſchäfts
ganges ſind an der Tagesordnung. Konkursanmeldungen und
Schließung einer ganzen Reihe von Schuhfabriken ſind beoeits
zur Tatſache geworden, und nach den vorliegenden Meldungen
ſtehen die rheiniſchen Schühfabriken kurz vor der
Stillegung der Betriebe, da ſie ſchon ſeit längerer Zeit keine
Aufträge mehr erhalten haben und die Läger überfüllt ſind.
Millionen fertiger Schuhwaren liegen in den Schuhfabriken,
ohne daß ſeit Wochen irgendein Abſatz zu verzeichnen war.
Auch in der Weißenfelſer Schuhinduſtrie hält die Kriſe an, ſo
a mit weiteren Arbeitseinſtellungen wird gerechnet werden
müſſen.

Der diesjährige Anbau von Zuckerrüben im Deutſchen Reiche,
deſſen Höhe die erſte Fabrikumfrage auf rund 2580 200 Hektar
beziffert hatte, wird von dem Statiſtiſchen Büro von F. O. Licht
auf rund 285 000 Hektar, alſo 4800 Hektar höher eingeſchätzt.
Jm Vorjahre betrug der Zuckerrübenanbau in Deutſchland nicht
ganz 271 000 Hektar.

Deutſcher Zucker in England. Amtliche engliſche Ausweiſe
ſtellen feſt, daß in den erſten vier Monaten des laufenden Jahres
rund 98 150 Zentner Rohzucker und rund 2550 Zentner Raffi-
naden aus Deutſchland in England eingeführt worden ſind.

Betriebsſchließung in Weimar. Die Aktien-
geſellſchaft für Eiſenbahn- und Militärbedarf (ſog. Waggonfahrik) hat ſoeben ihren ge-
ſamten Betrieb geſchloſſen und ſämtliche
Arveiter entlaſſen. Tarifſtreitigkeiten, die in dem
Betriebe ſeit einem Jahre in den nahezu unaufhörlichen Mehr-
forderungen der verſchiedenen Arbeitergruppen ihren Urſprung
hatten, ſind letzten Endes die Urſache zu dem Entſchluß der Be
triebsleitung geworden. Nachdem die Verhandlungen zwiſchen
der letzteren und dem Holzarbeiterverband ergebnislos verlaufen
waren, traten die Holzarbeiter in den Streik ein. Jm Verlauf
der Differenzen traten nun auch die Metallarbeiter in den
Streik, ſo daß ſich die Betriebsleitung zu der eingangs er
wähnten Maßregel entſchloß. AAktiengelellſchaften

R. Anhaltiſch-Deſſauiſche Landesbank.
meldung.) Die Generalverſanrmlung, die geſtern in Deſſau
ſtattfand und in der 12 Aktionäre mit 2891 100 Mk. Aktien-
kapital vertreten waren, genehmigte nach dem Antrage der Ver
waltungsorgane den Abſchluß und ſetzte die vom 1. Juni ab zahl
bare Dividende auf 734 (7) Prozent feſt. Ein Aktionär, der
6000 Mk. Aktien vertrat, ſtimmte gegen die Anträge der Ver-
waltung und legte Proteſt ein. Die turnusgemäß ausſcheidenden
Mitglieder des Aufſichtsrates wurden wiedergewählt. Aus Ge
ſundheitsrückſichten ſah ſich Geh. Oekonomierat von Wagner
in Warmsdorf genötigt, ſein Amt als Aufſichtsratsmitglied
niederzulegen.

Eiſenbau Schiege, A.-G., in Leipzig-Paunsdorf. Aus dem
Reingewinn von 849 179 (91 858) Mk. ſollen 25 (8) Prozent Divi
dende verteilt und 8125 Mk. vorgetragen werden. Die Ausſichten
des neuen Jahres werden unter gewiſſen Vorausſetzungen als
weiterhin günſtig bezeichnet. Mit Rückſicht auf den größeren
Umfang des Unternehmens wird bekanntlich eine Kapitals-
erhöhung um 2 Millionen Mark beantragt.

Gewerkſchaften Salzbergwerk Neu-Staßfurt und Neu-Staß-
furt II. Die Gewerkenverſammlungen, in denen 15 Gewerken
insgeſamt 1088 Kuxe vertraten, genehmigten die Jahresrechnun-
gen für 1919. Bei Neu-Staßfurt ergibt ſich ein auf neue Rech-
nung vorzutragender Gewinn von 6 496 545 Mk. und bei Neu
Staßfurt II ein ſolcher von 12 592 Mk., nachdem bei beiden Ge-
werkſchaften eine Ausbeute von je 700 000 Mk. gezahlt worden
iſt. Wie der Vorſitzende mitteilte, wird am 1. Juni d. J. eine
Ausbeute von 166634 Mk. auf jeden der 2000 Kurxe der beiden

(Eigene Draht-

erſten aneuen Jahre teilte Vorſtand mit, dak die
t werden. Ueber den Geſchäftsgang im

iaen Verbält

Unter den Teilnehmern

niſſe der Ausfuhr von Kali und der übrigen chemiſ
niſſe der Geſellſchaft im erſten Vierteljahr angedg, ren
Infolgedeſſen weiſe die nächſtens an die Gewerken z ert haben

kommende Abrechnung für dieſe Zeit ein günſtze n Verſog
nach. Es ſei aber anzunehmen, daß die Konjuntte

Weiter wurde viſ i
a

den Höhepunkt überſchritten habe
den Aufſichtsrat zu ermächtigen, mit dem Oeſterreich
ein für chemiſche und metallurgiſche Produktion in g. n
Vereinbarung dahin zu treffen, daß das Kapital der lsbad ein
geſellſchaft Salzbergwerk NeuStaß,furt zwecks Stärky man
kriebsmittel um 6 auf 12 Mill. Mk. erhöht wird. Vei n v
manditgeſellſchaft iſt das Salzbergwerk NeuStaßfun on
ſchäftsführende und verantwortliche Teilnehmer, wa
öſterreichiſche Verein der Kommanditiſt iſt. hrend

Hugo Schneider A.G. Leipzig. Die Generalverſ
ſetzte die Dividende auf 25 Prozent feſt und veſcho h
höhung des Aktienkapitals um 6,5 auf 19 Millionen 5, de
Ausgabe von für 1920 dividendenberechtigten Stamm dudenen ein Teil den Aktionären durch Vermittlung ein en a
konſortions zu 150 Prozent im Verbältniis von 2.1 la
wird. Von der Ausgabe von Vorzugsaktien iſt nacht
ſtand genommen worden. Die Preisrückgän e Mit W
materialien machen ſich noch nicht im Unternehmen z r Ro
bar. Die Ausſichten wurden als günſtig beurteit er

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Bei Eröffnung des Verkehrs

die wichtigſten ausländiſchen Deviſen erneut ſtark angeboten
teilweiſe ſcharf im Preiſe nachgebend. Dies veranlaßte en u
men mit der allgemeinen durch das Putſchgerede geſ zuſan
ünſicherheit wiederum GSlattſtellungen, die bei der e
an der Vörſe obwaltenden Unſicherheit, Unluſt und g. in
tung zu Rückgängen in der Regel von 10 bis zu 25 Pryee
bei Deutſch-Ueberſee, Weſteregeln Alkali, Steaug Went m
Otavi und den anderen Petroleum- und Kolonialpapie ma
30 bis 45 Prozent führten. Höher im Kurſe notierte J
lediglich Argo und Siemens Halske. Der VBantatte
zeigte ſich wiederum etwas widerſtandefähiger. Vei feſt n
lichen Werten waren die Kursveränderungen unerhehlj verzin
Mexikaner und Türkenloſe ſtellten ſich weſentlich edrt
Hervorzuheben iſt, daß ſich die erneute Senkung des gen
des wiederum in aller Ruhe vollzog, und daß bei anhatet
Schwankungen ſpäter eine leichte Befeſtigung gegen
niedrigſten Tageskurſen auf verſchiedene Werte eintrat

Produktenbericht. Am Hafermarkt bewegte ſich das Ge
weiterhin in engen Grenzen. Für Erbſen ſind die Preiſe
rückgängig geweſen. Erbſen ſind zurzeit, wie auh a
Hülfenfrüchte, in der Hauptſache nur zu Futterzwecken zu t
werten, da die Kommunen ihre Beſtände darin bei der re
Kartoffelbelieferung der Bevölkerung nur noch ſ
den. Da die Haltbarkeit der Hülſenfrüchte keine
wird das Angebot von Tag zu Tag dringlicher. Wetter

Börſengebräuche. Vom 27. Mai 1920 ab ſind die
zugelaſſenen 2 000 000 Mk. Aktien der Engelhardt- Brauerei
Geſ. Nr. 4001-—6000 zu je 1000 Mk. gleich den alten tig
lieferbar.

Hafernotierungen:
Berlin, 31. Mai. Jnländiſcher Hafer, für 1060 kg in

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahnſofortige Abladung ab Abladeſtationen 2940--2900 Mk. Tende
ſchwankend.

Deviſen-Notierungen:
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IIse-Bergbau
Kahla- PorzellanHalberstadt-Blankenb.e See DemP aneerhüg J. Aus Halle

Gr. Heri. Str. ahmeyer u.Magdeburger Str. B. r In demLux. Prinz Heinrich. B. r Er r ufruf an dieOrientbahn ingoel. nur h diSehiſfahrts- Akt. e h die DeutfS 3 u.Nambe. Farettahrt athriüger atte ihen, daß
Hambeasüdamoria Mannesmannröhren ner Anfrage
Hansa Dampfsehift Maschinenfabr. Buckan m die StellrNordd. Llovd

Banken:
4 terl. Handelsges,.CGomm u. Diskontobank Phönix-Bergb.

Darmstädter Bank Rhein. Metall VorDess. Landesbank Rhein. StahlwarenDeutsche Bank Riebeek. MontanDiskonto-Comm. Rombacher HöttenDresdner Bank Rositzer Braunk.Oredit-Anst. Leipzig itzer ZuckerMitteld. Kreditbank Sangerhäuser Maseh.
v Privat-Bank Hugo Sebneider a Co.Nationalbank Schuckert m a

Oberseh]l. Risenb. Bed.
do. Caro Hoeg.
do. KokswerkeOrenstein u. Koppel

Ich ſtell

Oesterr. Kredit remens v.Reichsbank Stettiner Chamotte W doch jedStettiner Vulkan och jedem
Industrie- Aktien Stoliberger Zinkh. bß eine poSchultheiss- Brauerei Strals. Spielkarten m dieſe beiAkt. t. Arilin Terra“, SamenA.-G. ieſe eiAllgem. Elektr.zGes. Shale-Risenhütte kllmgen, di
Ammendorfer Papierf.
Anhalter Kohlenw.Annaberger Steingut
Badische Anilin
Bergmann Elekt. Akt.Berl. Masch. Bau
Bismarckhütte
Bochumer GuBstahlOhem. Fabrik Buckau
Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Consolidation Schalke
CröllwitzerPapierfabr.
Daimler-Motoren
Deutsch-Luxemburg

Triptis- Akt. Ges.Tuieche Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanzstotf Elbert. cWegelin u. Hübner
Werseh.- W eissent. Brk.
Westeregeln-Alkali
Wittener GuBst
Wrede-Mälzerei
Zeitzer Masch.
Zeiistotf Waldhot
Otavi-Minen

Tendenz Fest

Hauptſchriſtleiter: Helmui Böttcher
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher; für politiſche Ka
wirtſchaft und Sport: Haus Heiling; ſür den geſamten übrigen
Teil: Er ich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten- ſämtta m
Otto Thytele. Buch und Kunſdruckerei. Verfag der Holleichen

in Ja oder e

nen
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